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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Pflanzenschutzgesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

In seiner jetzigen Fassung ermöglicht das Pflanzenschutzgesetz, 
im Verordnungswege nur gegen die Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln vorzugehen, die von der Biologischen Bundes- 
anstalt für Land- und Forstwirtschaft zugelassen worden sind. 
Gegen nichtzugelassene und damit nichtverkehrsfähige Stoffe 
kann bisher nicht eingeschritten werden. Dadurch kann nicht 
unterbunden werden, daß mit anderer Zweckbestimmung ge- 
handelte gefährliche Stoffe erworben und als Pflanzenschutz- 
mittel angewendet werden. 

Ferner können Umweltschäden auftreten durch importiertes 
Saat- oder Pflanzgut oder Erde, die mit gefährlichen Pflanzen- 
schutzmitteln behandelt worden sind. 


B. Lösung 

Die einschlägigen Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen sollen entsprechend erweitert werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. November 1970 

1/4 (IV/1) — 72103 — Pf 2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 


mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 356. Sitzung am 2. Oktober 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. Die Auffassung der Bundesregierung zu 
der Stellungnahme des Bundesrates ist in der Anlage 3 dar- 
gelegt. 


Brandt 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Pflanzenschutzgesetz vom 10. Mai 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 352), geändert durch das Einfüh- 
rungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
vom 24. Mai 1968 {Bundesgesetzbl, I S. 503), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zum Pflanzenschutz und zum Vorrats- 
schutz gehören auch die Verwendung und der 
Schutz von Tieren, Pflanzen und Viren, durch 
die Schadorganismen oder Krankheiten be- 
kämpft werden können. Zum Bekämpfen ge- 
hört auch das Verhüten des Auftretens oder 
der Ausbreitung von Schadorganismen oder 
Krankheiten." 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) schädliche Pilze, Bakterien und andere 
Mikroorganismen sowie schädliche Vi- 
ren,"; 

b) hinter Nummer 3 wird folgende Nummer 3 a 
eingefügt: 

„3 a) Zusatzstoffe: Stoffe und Zubereitungen 
aus Stoffen, die dazu bestimmt sind, 
Pflanzenschutzmitteln zugesetzt zu 
werden, um deren Eigenschaften oder 
deren Wirkunksweise zu verändern;". 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Bundesmi- 
nister für Gesundheitswesen" durch die 
Worte „Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit" ersetzt; 

b) in Absatz 1 Nr. 4 und 17 werden jeweils die 
Worte „oder zur Verhütung des Auftretens 
oder der Ausbreitung" gestrichen. 

4. In § 5 Abs. 1 werden die Worte „Bundesmi- 
nister für Gesundheitswesen" durch die Worte 
„Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit" ersetzt. . 

5. § 6 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Ju- 


gend, Familie und Gesundheit und für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates 

1. die Anwendung bestimmter Pflanzenschutz- 
mittel oder von Pflanzenschutzmitteln mit 
bestimmten Stoffen zu verbieten oder zu 
beschränken, 

2. die Einfuhr von Saatgut, Pflanzgut und Erde 
zu verbieten oder zu beschränken, wenn sie 
mit Pflanzenschutzmitteln behandelt worden 
sind, die unter eine Regelung nach Num- 
mer 1 fallen, 

soweit dies zum Schutze der menschlichen Ge- 
sundheit oder zur Abwehr von Schäden erfor- 
derlich ist, die bei der Anwendung von Pflan- 
zenschutzmitteln oder bei der Verwendung von 
Saatgut, Pflanzgut oder Erde, die mit Pflanzen- 
. Schutzmitteln behandelt worden sind, insbeson- 
dere für die Gesundheit von Tieren entstehen 
können. 

(2) Soweit durch Rechts Verordnung nach Ab- 
satz 1 die Anwendung von Pflanzenschutzmit- 
teln beschränkt wird, können insbesondere 
Zweck, Art, Zeit und Verfahren der Anwen- 
dung des Pflanzenschutzmittels, die aufzuwen- 
dende Menge sowie nach der Anwendung ein- 
zuhaltende Wartezeiten vorgeschrieben wer- 
den. Das bei der Zulassung des Pflanzenschutz- 
mittels vorgesehene Anwendungsgebiet darf 
durch Rechts Verordnung nach Absatz 1 nicht 
ausgeschlossen werden." 

6. § 11 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „Forschungs-, Untersuchungs- 
oder Ausstellungszwecken" werden durch 
die Worte „Forschungs-, Untersuchungs-, 
Versuchs- oder Ausstellungszwecken" er- 
setzt; 

b) folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Die Genehmigung kann mit Auflagen ver- 
bunden werden." 

7. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „gewerbs- 
mäßig nur vertrieben werden" durch die 
Worte „nur eingeführt oder gewerbsmäßig 
vertrieben werden" ersetzt; 

b) hinter Absatz 2 wird folgender neuer Ab- 
satz 3 eingefügt: 

„(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates zur Erleichterung des Ver- 
kehrs mit Pflanzenschutzmitteln, soweit es 
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mit dem Schutz des Verbrauchers vereinbar 
ist, für Kleinpackungen Ausnahmen von Ab- 
satz 1 zuzulassen.“; 

c) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

8. § 14 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, 

durch Rechtsverordnung die näheren Vorschrif- 
ten zu erlassen 

1. über die Anzeige nach Absatz 1 und das An- 
zeigeverfahren, 

2. über Maßstäbe und Verfahren für den 
Nachweis der erforderlichen fachlichen 
Kenntnisse und Erfahrungen; sie können 
hierbei die Wirksamkeit und die sonstigen 
Auswirkungen der Pflanzenschutzmaßnah- 
men und den Arbeitsschutz berücksichtigen.“ 

9. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird der abschließende Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende Num- 
mer 7 angefügt: 

„7. die Prüfung der Eignung von Geräten 
für den Pflanzenschutz und den Vorrats- 
schutz.“ ; 

b) Absatz 3 Nr. 1 wird gestrichen; die bisheri- 
gen Nummern 2 und 3 werden Nummern 1 
und 2. 

10. Hinter § 22 wird folgender § 22 a eingefügt: 

„§ 22a 

Die §§ 6, 7, 8 Abs. 1 Nr. 2 und 3, Abs. 2 bis 4, 

§§ 9 bis 14, 18 Abs. 2 Nr. 3, § 20 Abs. 1 und § 22 

Abs. 2 gelten für Zusatzstoffe entsprechend.“. 

11. § 25 Abs, 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird das Zitat „§§ 3, 4, 6 oder 
11 Abs. 1“ durch das Zitat „§§ 3, 4, 5 Abs. 1, 
§§ 6 oder 11 Abs. 1“ ersetzt; 

b) die Nummern 4 bis 6 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„4. entgegen § 7 Abs. 1 nicht zugelassene 
Pflanzenschutzmittel oder entgegen § 7 
Abs. 1 in Verbindung mit § 22 a nicht 
zugelassene Zusatzstoffe einführt oder 
gewerbsmäßig vertreibt oder eine Auf- 
lage nach § 7 Abs. 4 Satz 2, § 8 Abs. 4 
oder § 11 Abs, 2 Satz 2, jeweils auch in 
Verbindung mit § 22 a, nicht oder nicht 
vollständig erfüllt, 

5. Pflanzenschutzmittel ohne die in § 12 
Abs. 1 oder Zusatzstoffe ohne die in 
§ 12 Abs. 1 in Verbindung mit § 22 a 
vorgeschriebene Kennzeichnung ge- 
werbsmäßig vertreibt, 

6. entgegen § 13 Pflanzenschutzmittel oder 
entgegen § 13 in Verbindung mit § 22 a 
Zusatzstoffe, die für die Ausfuhr be- 


stimmt sind, nicht von den für die Ver- 
wendung innerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes bestimmten Pflan- 
zenschutzmitteln oder Zusatzstoffen ge- 
trennt hält oder nicht entsprechend 
kenntlich macht,“. 

12. Es werden folgende neue §§ 26 und 26 a ein- 
gefügt: 

„§ 26 

Rechts Verordnungen nach diesem Gesetz, die 
ausschließlich der Durchführung von Richtlinien 
oder Entscheidungen des Rates oder der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften die- 
nen, bedürfen nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates. 

§ 26 a 

Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates auf 
Grund der Verordnung über die Schädlingsbe- 
kämpfung mit hochgiftigen Stoffen vom 29. Ja- 
nuar 1919 (Reichsgesetzbl. S. 165) erlassene 
Rechts Verordnungen aufzuheben. “ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

A r t i k e 1 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti- 
kels 1 Nr. 10 am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Artikel 1 Nr, 10 tritt am 1. Januar 1972 in 
Kraft. 

(2) Zusatzstoffe, die bereits vor dem 1. Januar 
1972 im Geltungsbereich dieses Gesetzes vertrieben 
worden sind, gelten als vorläufig zugelassen, sofern 
der Hersteller, Vertriebsuntemehmer oder Einführer 
bis zum 31. Dezember 1971 die Zulassung der Zu- 
satzstoffe beantragt. Die vorläufige Zulassung gilt 
bis zur Entscheidung über den Zulassungsantrag, 
längstens bis zum 31. Dezember 1973. 

(3) Zusatzstoffe, die vor dem 1. Januar 1972 im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes vom Hersteller, 
Vertriebsuntemehmer oder Einführer in Packungen 
oder Behältnissen an andere überlassen worden 
sind, dürfen bis zum 31. Dezember 1973 ohne die 
in § 12 Abs. 1 des Pflanzenschutzgesetzes in Verbin- 
dung mit Artikel 1 Nr. 10 dieses Gesetzes vorge- 
schriebene Kennzeichnung vertrieben werden. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Das Pflanzenschutzgesetz hat sich im allgemeinen 
bewährt. Als Nachteil hat sich jedoch insbesondere 
herausgestellt, daß die Ermächtigungen des § 6 zu 
eng gefaßt sind. § 6 in seiner jetzigen Fassung er- 
möglicht es nur, durch Rechtsverordnung gegen die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln vorzugehen, 
die von der Biologischen Bundesanstalt für Land- 
und Forstwirtschaft nach § 7 zugelassen worden 
sind; er bietet mithin keine Handhabe, die Anwen- 
dung bestimmter Pflanzenschutzmittel oder bestimm- 
ter Stoffe in Pflanzenschutzmitteln auch dann auszu- 
schließen oder zu beschränken, wenn derartige Mit- 
tel — etwa wegen ihrer besonderen Gefährlich- 
keit — nicht zugelassen werden. Bei der Vorberei- 
tung des Gesetzes war angenommen worden, daß es 
genüge, wenn Pflanzenschutzmittel mit derartigen 
Stoffen nicht zugelassen werden und damit nicht 
verkehrsfähig sind. Es hat sich jedoch gezeigt, daß 
ein solcher Schutz nicht ausreicht. Zum Beispiel kann 
nicht unterbunden werden, daß jemand gefährliche 
Stoffe, die mit einer anderen Zweckbestimmung ge- 
handelt werden, erwibt und dann als Pflanzenschutz- 
mittel anwendet. Auch die Höchstmengenverord- 
nung — Pflanzenschutz — - bietet hier keinen aus- 
reichenden Schutz, denn sie wirkt erst im Rahmen 
der Lebensmittelüberwachung. Von dieser Über- 
wachung werden aber nicht alle Lebensmittel erfaßt, 
und in Fällen der Beanstandung kann meistens der 
Anwender des Pflanzenschutzmittels, der der eigent- 
liche Verursacher ist, nicht ermittelt werden. 

Die Bemühungen um eine möglichst weitgehende 
Zurückdämmung von Umweltschäden durch gefähr- 
liche Pflanzenschutzmittel, insbesondere solche mit 
hoher Persistenz, können erheblich beeinträchtigt 
werden, wenn Saat- oder Pflanzgut oder Erde, die 
mit solchen Pflanzenschutzmitteln behandelt worden 
sind, eingeführt werden und auf diese Weise der 
Boden weiterhin mit gefährlichen Giftstoffen ange- 
reichert wird. Um dem entgegenzuwirken, ist auch 
eine Ermächtigung erforderlich, die Einfuhr von 
Saat- imd Pflanzgut oder Erde, die entsprechend be- 
handelt worden sind, zu verbieten oder zu beschrän- 
ken. 

Durch eine Neufassung des § 6 sollen die einschlägi- 
gen Ermächtigungen entsprechend erweitert werden. 

Die Gelegenheit der Gesetzesänderung soll dazu be- 
nutzt werden, weitere Änderungen vorzunehmen, 
für die sich bei der Anwendung des Gesetzes ein Be- 
dürfnis gezeigt hat. Zum Teil sind diese Änderungen 
nur redaktionelle Verbesserungen. 

Bund und Länder werden durch das Gesetz nicht 
mit Kosten belastet. Das Gesetz ist preisneutral. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 1 Abs. 2) und Nummer 3 Buch- 
stabe b (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 und 17) 

Der Begriff der „Bekämpfung wird im Pflanzen- 
schutzgesetz nicht definiert. Das Gesetz verwendet 


diesen Ausdruck bisweilen allein (so in § 3 Abs. 1 
Nr. 3 und § 5 Abs. 2), bisweilen neben dem Begriff 
der Verhütung des Auftretens oder der Ausbreitung 
von Schadorganismen oder Krankheiten. Dies kann 
zu der nicht gewollten und auch nicht sachgerechten 
Auslegung führen, daß dort, wo nur von „Bekämp- 
fung" die Rede ist, die Verhütung des Auftretens 
oder der Ausbreitung nicht mit umfaßt sei. Mit der 
Neufassung des § 1 Abs, 2 und mit den vorgesehe- 
nen Streichungen soll klargestellt werden, daß der 
Begriff der Bekämpfung von Schadorganismen und 
Krankheiten nicht nur im Sinn einer Therapie, son- 
dern in einem weiteren, auch die Prophylaxe einbe- 
ziehenden Sinn zu verstehen ist. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Neben Bakterien und Viren werden neuerdings z. B. 
Mykoplasmen, die bisher zu den Viren gerechnet 
wurden, taxonomisch als eigene Gruppe bezeichnet. 
Um diesen Stand der wissenschaftlichen Klassifizie- 
rung und der weiteren Entwicklung gerecht zu wer- 
den, wurde die Aufzählung durch die Worte „und 
andere Mikroorganismen" ergänzt. 

Durch die neue Nummer 3 a wird der Anwendungs- 
bereich des Gesetzes auch auf Zusatzstoffe ausge- 
dehnt. Derartige Zusatzstoffe, wie z. B, Haftmittel, 
werden Pflanzenschutzmitteln häufig nachträglich 
hinzugefügt; sie sind speziell im Handel erhältlich. 
Durch einen derartigen Zusatz kann die Wirkungs- 
weise, aber auch die Toxizität eines Präparates ver- 
ändert werden. Im übrigen wird auf die Begründung 
zu Nummer 10 verwiesen. 

Zu Nummer 3 Buchstabe a (§ 3 Abs. 1) und Num- 
mer 4 (§ 5 Abs. 1) 

Die Änderung ersetzt die überholte Bezeichnung des 
betreffenden Bundesministers durch die nunmehr 
geltende. 

Zu Nummer 5 (§ 6) 

Auf den allgemeinen Teil wird verwiesen. 

Die notwendige Erweiterung des Anwendungsberei- 
ches dieser Vorschrift wird auf folgende Weise er- 
reicht: Gegenüber der bisherigen Fassung wird auf 
das Erfordernis, daß die unter § 6 fallenden Pflan- 
zenschutzmittel „zugelassen" sein müssen, verzich- 
tet; desgleichen auch darauf, daß bei Maßnahmen 
aus dem Gesichtspunkt des Gesundheitsschutzes die 
betreffenden Pflanzen zur Verwendung als Lebens- 
mittel oder Futtermittel bestimmt sein müssen. Da- 
mit entfällt auch eine Notwendigkeit zur Unter- 
gliederung in die bisherigen Absätze 1 und 2. 

Absatz 1 Nr. 1 behandelt folgende Gruppen von 
Vorschriften: 

a) über die Anwendung bestimmter Pflanzenschutz- 
' mittel. 
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Hierunter fallen nicht nur Mittel, die als Pflan- 
zenschutzmittel vertrieben werden und damit der 
Zulassung nach § 7 bedürfen, sondern auch Mit- 
tel, die jemand zur Anwendung in eigenen Pflan- 
zenbeständen herstellt oder die mit anderer 
Zweckbestimmung in den Verkehr gebracht wor- 
den waren, vom Anwender jedoch zum Zwecke 
des Pflanzenschutzes ausgebradit werden (z. B. 
die Verwendung des Rostschutzmittels Mennige 
[Pb304] zur Schadvogelabwehr). Spätestens im 
Zeitpunkt der Anwendung sind derartige Mittel 
Pflanzenschutzmittel im Sinne des § 2 Nr. 3; 

b) über die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
mit bestimmten Stoffen. 

Hiermit soll die Möglichkeit gegeben werden, 
bestimmte Giftstoffe generell als Bestandteil von 
Pflanzenschutzmitteln auszuschließen oder zu be- 
schränken; entsprechende Regelungen bestehen 
seit Jahrzehnten, z. B. für Blausäure, bleihaltige 
Verbindungen und Arsen durch Verordnungen, 
die auf die Verordnung über die Schädlings- 
bekämpfung mit hochgiftigen Stoffen vom 29. Ja- 
nuar 1919 (Reichsgesetzbl. S. 165) gestützt sind. 

Absatz 1 Nr. 2 sieht vor, daß Regelungen nach Ab- 
satz 1 auch ausgedehnt werden können auf Saat- 
und Pflanzgut und auf Erde, die mit den betreffen- 
den Pflanzenschutzmitteln behandelt worden sind. 
Eine Regelung nach Nummer 2 ist somit nur ak- 
zessorisch zu einer Regelung nach Nummer 1 mög- 
lich. 

Zu Nummer 6 (§ 11) 

Mit der Erweiterung, durch die die Biologische Bun- 
desanstalt für Land- und Forstwirtschaft die Einfuhr 
nicht zugelassener Pflanzenschutzmittel auch für 
Versuche genehmigen kann, soll einem berechtig- 
ten Bedürfnis der Praxis entsprochen werden. Der 
Wortlaut wird insoweit an den des vergleichbaren 
§ 7 Abs. 4 angeglichen. Ferner erscheint es zweck- 
mäßig, auch für die Einfuhrgenehmigung Auflagen 
vorzusehen, wie sie nach § 7 Abs. 4 bei den Ver- 
triebsgenehmigungen erteilt werden können. Da- 
gegen wären Bedingungen hier, anders als bei den 
Vertriebsgenehmigungen, nicht sachgemäß. 

Zu Nummer 7 (§ 12) 

Durch die Erweiterung werden die Kennzeichnungs- 
vorschriften für Pflanzenschutzmittel auch auf Ein- 
fuhren ausgedehnt, da sonst nicht ersichtlich ist, ob 
diese Präparate den Zulassungsvorschriften entspre- 
chen. Nach § 7 des Pflanzenschutzgesetzes dürfen 
nur zugelassene Pflanzenschutzmittel eingeführt 
und gewerbsmäßig vertrieben werden. 

Es hat sich weiterhin gezeigt, daß die in § 12 Abs. 1 
Nr. 1 bis 7 vorge schrieb enen, zum Teil umfangrei- 
chen Angaben auf Kleinpackungen zu erheblichen 
praktischen Schwierigkeiten führen. Mit dem Schutz- 
bedürfnis des Verbrauchers ist es vereinbar, Erleich- 
terungen für die Kennzeichnung von Kleinpackun- 
gen vorzusehen. Insbesondere soll damit die Mög- 
lichkeit geschaffen werden, daß eine vorgeschrie- 


bene Gebrauchsanweisung nicht unmittelbar auf die 
Packung, sondern auf einen beigefügten Handzettel 
gesetzt wird und die Packungsaufschrift einen Hin- 
weis auf diesen Handzettel erhält. 

Zu Nummer 8 (§ 14) 

Nach der bisherigen Fassung des § 14 können die 
Landesregierungen durch Rechtsverordnung nur 
Vorschriften über die Anzeige und das Anzeigever- 
fahren von Lohnbetrieben im Pflanzenschutz erlas- 
sen. Darüber hinaus hat sich in den Ländern ein 
dringendes Bedürfnis gezeigt, durch Rechtsverord- 
nungen einheitliche Maßstäbe für die nach Absatz 2 
geforderten fachlichen Kenntnisse und Erfahrungen 
zu setzen und entsprechende Nachweise zu regeln. 
Die Neufassung des § 14 Abs. 4 Satz 1 trägt dem 
Rechnung. Dagegen erscheint es nicht angebracht, 
die Ermächtigung auch auf Maßstäbe und Verfahren 
zum Nachweis der erforderlichen Zuverlässigkeit zu 
erstrecken, da es kaum möglich ist, die bei der Zu- 
verlässigkeitsprüfung zu beachtenden Gesichts- 
punkte mit der erforderlichen Präzision abstrakt zu 
regeln. 

Zu Nummer 9 (§ 18) 

Die Prüfung von Geräten im Pflanzenschutz gehört 
nach dem Tätigkeitskatalog des Pflanzenschutzdien- 
stes der Länder (§ 19) zu deren festumrissenen Auf- 
gaben, während es im Ermessen der Biologischen 
Bundesanstalt liegt, solche Prüfungen durchzuführen 
oder abzulehnen. Abgesehen von der Notwenigkeit 
einer Gleichschaltung sollte die Biologische Bundes- 
anstalt gehalten sein, die Prüfung von Geräten in 
Zusammenwirken mit den Ländern generell zu über- 
nehmen, wenn der Hersteller einen entsprechenden 
Antrag stellt. 

Zu Nummer 10 (§ 22 a) 

Da Zusatzstoffe Pflanzenschutzmitteln in ihrer Wir- 
kungsweise und Toxizität gleichzustellen sind, sol- 
len die für Pflanzenschuzmittel geltenden Vorschrif- 
ten, insbesondere Prüfung, Zulassung und Vertrieb, 
auch für Zusatzstoffe entsprechende Anwendung 
finden, allerdings erscheint es nicht erforderlich, die 
Zusatzstoffe auch nach ihrer biologischen Wirksam- 
keit zu prüfen. 

Zu Nummer 11 (§ 25) 

Die vorgesehenen Ergänzungen sind Folge der Än- 
derungen durch den vorliegenden Gesetzentwurf. 

Zu Nummer 12 (§§ 26 und 26 a) 

Der in § 26 vorgesehenen Regelung liegt die Erwä- 
gung zugrunde, daß bei der Durchführung der 
außerordentlich detaillierten EWG-Regelungen auf 
dem Gebiet des Pflanzenschutzrechtes für den deut- 
schen Verordnungsgeber erfahrungsgemäß praktisch 
kein Ermessensspielraum mehr übrigbleibt. Die 
Einschaltung des Bundesrates würde insoweit daher 
zu einer unnötigen Belastung aller Beteiligten füh- 
ren. 
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§ 26 a dient der Rechtsbereinigung. Diese Vorschrift 
soll sicherstellen, daß die auf die Verordnung zur 
Schädlingsbekämpfung mit hochgiftigen Stoffen aus 
dem Jahre 1919 gestützten Reditsverordnungen auf- 
gehoben werden können. Wie zu Nummer 5 aufge- 
führt, wird in § 6 die Möglichkeit geschaffen, ent- 
sprechende zeitgemäße Verordnungen zu erlassen. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Ände- 
rungsgesetzes und enthält die erforderlichen Über- 
gangsregelungen insbesondere für die Zulassung 
und den Vertrieb von Zusatzstoffen für Pflanzen- 
schutzmittel. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Artikel 1 

1. In Nummer 3 ist folgender Buchstabe c anzufü- 
gen: 

,c) in Absatz 1 wird folgende Nummer 18 an- 
gefügt: 

„18. Vorschriften über die Bestellung von 
Bienenschutz aus Schüssen und deren 
Aufgaben sowie über die Rechte und 
Pflichten der Ausschußmitglieder zu 
erlassen/'' 

Begründung 

Mit der Ermächtigung soll die Möglichkeit be- 
gründet werden, für die Bienenschutzausschüsse, 
die aufgrund des Gesetzes zum Schutze der land- 
wirtschaftlichen Kulturpflanzen von 1937 und 
aufgrund des § 6 der Bienenschutzverordnung 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten von 1950 einzusetzen sind, 
auch für die Zukunft eine gesetzliche Basis zu 
schaffen. 

In einem vorliegenden Entwurf des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten für eine neue Bienenschutzverordnung 
sind Bienenschutzausschüsse nicht mehr vorge- 
sehen, weil das Pflanzenschutzgesetz von 1968 
hierfür keine Ermächtigung enthält. 

Nach den sehr guten Erfahrungen, die mit den 
Bienenschutzausschüssen gemacht wurden, wäre 
ihr Wegfall ein Rückschritt. Die Ausschüsse 
haben sich insbesondere in folgenden Punkten 
bewährt: 

1. Das Verständnis der Imker für die Notwen- 
digkeit bestimmter Pflanzenschutzmaßnah- 
men wurde verbessert. 

2. Zahl und Ausmaß von Bienenschäden wur- 
den erheblich vermindert; das entspricht dem 
erklärten Zweck des Pflanzenschutzgesetzes, 
das in seinem § 1 auch den Schutz der Tier- 
gesundheit ausdrücklich hervorhebt. 

3. Streitigkeiten zwischen den Beteiligten 
konnten mit Beginn der Arbeit der Bienen- 
schutzausschüsse beigelegt und neue Ausein- 
andersetzungen konnten weitgehend vermie- 
den werden. 

4. Der wichtigste Vorteil liegt darin, daß über 
den im Ausschuß tätigen Vertrauensmann der 
Imker alle Bienenhalter rasch und vollzählig 
von bevorstehenden Pflanzen schütz maß nah- 
men unterrichtet werden können; für den 
Pflanzenschutzdienst und die Landwirtschaft 


ist eine rasche und vollzählige Unterrichtung 
der Imker vielfach unmöglich, weil ihnen die 
einzelnen Bienenstandorte, insbesondere der 
Bienenstände im Wandereinsatz, nicht be- 
kannt sein können. Dadurch treten zwangs- 
läufig Verzögerungen ein, die den Erfolg 
einer Pflanzenschutzmaßnahme sehr beein- 
trächtigen können. 

Aus diesen Gründen sind die Bienenschutzaus- 
schüsse eine sehr nützliche Einrichtung zugun- 
sten der Landwirtschaft wie auch zugunsten der 
Imker. 

Da der Bund nach den Erklärungen der Vertre- 
ter des Bundesministers für Ernährung,’ Land- 
wirtschaft und Forsten im Agrarausschuß von der 
beantragten Ermächtigung keinen Gebrauch ma- 
chen würde, wird sie nach § 3 Abs. 2 des Pflan- 
zenschutzgesetzes auf die Länder übergehen. 
Dadurch erhalten die Länder, in denen Bienen- 
schutzausschüsse bestehen, die Möglichkeit, diese 
Einrichtung auch für die Zukunft durch Rechts- 
verordnung zu legalisieren, während die an sol- 
chen Einrichtungen nicht interessierten Länder 
in ihrer Entscheidungsfreiheit nicht beeinträch- 
tigt werden. 

2. Nach Nummer 3 ist folgende Nummer 3 a einzu- 
fügen: 

,3 a. In § 4 Nr. 1 Buchstabe a werden nach dem 
Wort „Genehmigung'' die Worte „oder An- 
meldung" eingefügt.' " 

B e g r ü n düng 

Beim Verbringen beschaupflichtiger Ware in den 
Geltungsbereich des Gesetzes ist eine besondere 
Anmeldepflicht nicht vorgesehen und auch nicht 
erforderlich, weil mit Ausnahme der Freihäfen 
die Grenze des Geltungsbereiches des Gesetzes 
mit der Zollgrenze identisch ist. Für die Frei- 
häfen trifft dies aber nicht zu, so daß es möglich 
ist, daß eine beschaupflichtige Ware unbemerkt 
in den Freihafen verbracht und dort gelagert 
wird. Dadurch kann sich eine gefährliche Verseu- 
chung der Freihafenläger mit Schädlingen er- 
geben. 

Durch die gewünschte Ermächtigung zur Auflage 
einer Anmeldepflicht soll erreicht werden, daß 
alle pflanzenbeschaupflichtigen Waren im Frei- 
hafen auch bei der Amtlichen Pflanzenbeschau 
gemeldet werden. Außerdem wird die Organisa- 
tion der Arbeiten dieser Dienststelle erleichtert. 
Durch diese Änderung werden nur die Freihäfen 
Bremen und Hamburg betroffen. Bund und Län- 
der werden durch den Inhalt des Ergänzungsvor- 
schlages nicht mit besonderen Kosten belastet. 
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3. Nummer 4 ist wie folgt zu fassen: 

,4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Bundes- 
minister für Gesundheitswesen" durch die 
Worte „Bundesminister für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit" ersetzt; 

b) folgender neuer Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die nach Landesrecht zuständigen 
Behörden oder Stellen können Maßnah- 
men zur Bekämpfung bestimmter Schador- 
ganismen oder Krankheiten selbst durch- 
führen oder durch Beauftragte durchführen 
lassen, soweit die in § 1 Abs. 1 genannten 
Zwecke im Wege einer Bekämpfung durch 
die Verfügungsberechtigten und Besitzer 
nicht erreicht werden können. Die betrof- 
fenen Verfügungsberechtigten und Besit- 
zer sind verpflichtet, die Durchführung die- 
ser Maßnahmen zu dulden." ' 

Begründung 

Bestimmte Pflanzenschutzmaßnahmen können 
die Betroffenen nicht oder nicht sachgerecht 
durchführen. Dies gilt insbesondere bei Maßnah- 
men, deren Durchführung besondere Sachkunde 
erfordert oder bei großflächigen Maßnahmen, die 
beispielsweise vom Hubschrauber aus durchge- 
führt werden müssen. In solchen Fällen wären 
Verfügungen und Anordnungen gegen die Be- 
troffenen auf Unmögliches gerichtet, so daß die- 
ser Weg, auch in Verbindung mit der Ersatzvor- 
nahme aus rechtlichen wie aus tatsächlichen 
Gründen nicht gangbar ist. 

4. In Nummer 5 ist in § 6 Abs. 2 der Satz 2 zu strei- 
chen. 


Begründung 

Satz 2 ist entbehrlich, weil davon ausgegangen 
werden muß, daß beim Erlaß von Verboten nach 
Absatz 1 stets auch die Voraussetzung für den 
Widerruf der Zulassung nach § 9 Abs. 3 oder für 
ihre Zurücknahme nach § 9 Abs. 2 des Pflanzen- 
schutzgesetzes gegeben ist. 

5. In Nummer 11 sind nach Buchstabe a folgende 
Doppelbuchstaben aa und bb einzufügen: 

,aa) in Nummer 3 wird das Zitat „§ 5" durch das 
Zitat „§ 5 Abs. 2" ersetzt; 

bb) nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3 a 
eingefügt: 

„3 a. entgegen § 5 Abs. 3 die Durchführung 
einer Maßnahme nicht duldet,". ' 

Begründung 

Klarstellung. 

Im übrigen notwendige Ergänzung im Hinblick 
auf die neu eingeführte Duldungspflicht. 

6. In Nummer 12 ist § 26 zu streichen. 
Begründung 

Da das hier in Frage stehende EWG-Recht von 
den Ländern ausgeführt werden muß, könnte auf 
die Mitwirkung des Bundesrates nur verzichtet 
werden, wenn die Bundesregierung bei der Rechts- 
setzung keine Alternativen hätte. Diese Voraus- 
setzung ist nicht gegeben (vgl. Artikel 189 EWG- 
Vertrag). 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1., 2., 4. und 6. 

Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungs- 
vorschläge keine Einwendungen. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung erhebt der Sache nach keine 
Einwendungen. Sie ist jedoch der Auffassung, daß 
die für § 5 Abs. 3 des Pflanzensdiutzgesetzes vor- 
gesehene Bestimmung systematisch besser dem § 3 
des Pflanzenschutzgesetzes als Absatz 3 angefügt 
würde. 


Zu 5. 

Zu Doppelbuchstabe aa erhebt die Bundesregierung 
gegen den Änderungsvorschlag keine Einwendun- 
gen. Der Vorschlag zu Doppelbuchstabe bb müßte 
entsprechend der Auffassung der Bundesregierung 
zu Nummer 3 hinter § 25 Abs. 1 Nr. 2 des Pflanzen- 
schutzgesetzes als Nummer 2 a eingefügt werden 
und folgende Fassung erhalten: 

„2 a. entgegen § 3 Abs. 3 die Durchführung einer 
Maßnahme nicht duldet,". 
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